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Autos und Autobahnen sind (fast) allgegenwärtig in Leverkusen, wie hier in Manfort. Gegen Straßenausbau stellen sich viele. lhre Hoffnung
lag auf einem Bundesverkehrsminister von den Grünen . Dieser Wunsch geht nicht in Erfüllung. Foto: Ralf Krieger

Yon Hoffnung bis Enttäuschung"
Im Koalitionsvertrag liest man keine klare Auss age zuAutobahn-Ausbauplänen

VON RALF KRIEGER

Die Hoffnung vieler Leverkuse-
ner lag seit der Bundestagswahl
auf der neuen Koalition. Eine
Wende bei den begonnenen Pla-
nungen zlJr A3-Erweiterung
schien wahrscheinlich. Sogar ei-
ne Rücknahme des für die Stadt
kaum tragbaren A1-Ausbaus
schien möglich. Zwar hat sich die
Grünen-Abgeordnete Nyke Sla-
wik schon zuversichtlich zum
Thema geäußert, aber eigent-
lich bekamen die Autobahn-Kri-
tiker am Mittwoch einen gehöri-
gen Dämpfer, denn den Ver-
kehrsminister werden nicht die
Grünen stellen, sondern es soll
Volker Wissingvon der FDP wer-'
den. Eine umfassende Verkehrs-
wende, wegvon Auto und Auto-
bahn-Ausbau, scheint damit
nicht sehr wahrscheinlich. Die
Bürgerinitiative,,Sreicht.de"
teilte in einer Stellungnahme
mit, man sei vom Koalitionsver-
trag,,bitter enttäuscht".

Was aber sagt der Ampel-Ko-
alitionsvertrag zu den für Lever-
kusen wichtigen Autobahn-Fra-
gen ?

Dort steht, dass die Investi-
tionen in die Verkehrsinfra-
struktur erhöht und langfristig
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abgesichert werden sollen. Das
könnte weiteren Autobahnaus-
bau bedeuten. Allerdings will die
Ampel-Koalition bei den Bun-
desfernstraßen den Fokus stär-
ker auf Erhalt und Sanierung le-
gen, mit besonderem Schwer-
punkt auf Ingenieurbauwerke.
Dafür soll gs bis 2025 mehr Geld
geben, man wird im Etat um-
schichten müssen, falls der nicht
erhöhtwird.

Die Koalition will erheblich
mehr in die Schiene als in die
Straße investieren, sowohl den
Güterverkehr als auch den Per-
sonenverkehrszahlen erheblich
erhöhen. Aus Leverkusener
Sicht ist das eine gute Nachricht,
außer vielleicht für die Anwoh-
ner der Güterzugstrecken.

Auch den geltenden Bundes-
verkehrswegeplan, der Leverku-
sen die Ausbaupläne für die Au-
tobahnen A 5 beschert hat, will
man überprüfen. Dazu sollen
laut Koalitionsvertrag Umwelt-,
Wirtschafts- und Verbraucher-

schutzverbände einbezogen
werden. Bis dahin soll es eine ge-
meinsame Abstimmung über die
laufenden Profekte geben - also
auch die Ausbaupläne im Be-
reich Leverkusen.

Der Leverkusener SPD-Bun-
destagsabgeordnete Karl Lau-
terbach sagt: ,,Der Koalitions-
vertrag lässt keine Rückschlüsse
zu, was in LeverkusenandenAu-
tobahnen passieren wird. Es
kommt auf den Verkehrsminis-
ter an." Er sagt, es gebe ietzt aber
einebessere Grundlage als zuvor
und erwolle gemeinsam mit Ny-
ke Slawik an einer für Leverku-
sen guten Lösung arbeiten.

Den folgenden Satz aus dem
Koalitionsvertrag werden die
Gegner der geplanten Raststätte
an der A 1 aber sicherlich mit
hochgezogenen Augenbrauen
lesen:,,Sichere Lkw-Stellflä-
chen an und um Autobahnen
werden wir ausbauen."

Der Kampf scheint also wei-
terzugehen.


